
zichtigt. Sie kann aber auch notwendig sein, wenn das 
Untersuchungsorgan die Ansicht vertritt, die strafbare 
Handlung sei im Hinblick auf die eingetretenen Folgen 
nicht erheblich gesellschaftswidrig, während in Wirk­
lichkeit ein Vergehen vorliegt, das unter Beachtung 
aller Umstände der Tat und der Persönlichkeit des 
Täters zwingend die Anwendung einer anderen Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und da­
mit die Anklageerhebung erfordert.
Maßnahmen des Staatsanwalts zur Wiederherstellung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit durch Aufhebung von 
Übergabeentscheidungen des Untersuchungsorgans kom­
men jedoch nur in Betracht, solange das gesellschaft­
liche Gericht über die zu Unrecht übergebene Straftat 
noch n i c h t  beraten und entschieden hat. In derartigen 
Fällen hat der Staatsanwalt die Pflicht, das gesell­
schaftliche Gericht unverzüglich über seine Entschei­
dung zu informieren und es zu ersuchen, die aufge­
hobene Ubergabeentscheidung des Untersuchungsorgans 
zurückzusenden sowie einen evtl, bereits festgesetzten 
Beratungstermin wieder aufzuheben. Ferner muß der 
Staatsanwalt alle diejenigen Personen informieren, die 
vom Untersuchungsorgan Nachricht über die Übergabe 
erhielten (Anzeigenerstatter, Geschädigter, Beschuldig­
ter).
Hat das gesellschaftliche Gericht über die Straftat be­
reits beraten und entschieden und damit rechtspre­
chende Tätigkeit ausgeübt (§ 23 StGB, § 2 Abs. 1 GGG), 
so ist die Aufhebung der ungesetzlichen Ubergabeent­
scheidung des Untersuchungsorgans nicht mehr zuläs­
sig. In diesen Fällen besteht — sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen voriiegen — nur noch die Möglichkeit 
einer nachträglichen Anklageerhebung gemäß § 14 
Abs. 3 StPO. Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, 
dann muß es bei der Beratung und Entscheidung durch 
das gesellschaftliche Gericht verbleiben.
Der Staatsanwalt hat selbst das Recht, Straftaten zur 
Beratung und Entscheidung an die gesellschaftlichen 
Gerichte zu übergeben. Er muß daher alle ihm gemäß 
§ 146 StPO vorgeleglen Entscheidungen des Unter­
suchungsorgans sorgfältig auf das Vorliegen der ge­
setzlichen Voraussetzungen für eine Übergabe an die 
gesellschaftlichen Gerichte prüfen (§ 28 StGB, § 58 StPO). 
Macht er von seinem Recht aus § 149 StPO Gebrauch, 
so hat er ebenfalls die im § 59 StPO festgelegten Be­
stimmungen über die Art und Weise der Übergabe 
strikt einzuhalten.
Im' Zusammenhang mit der Übergabe von Strafsachen 
obliegt dem Staatsanwalt die Aufsicht über die Ergeb­
nisse der Beratungen der gesellschaftlichen Gerichte. 
Diese Aufsicht erstreckt sich darauf, ob über alle über­
gebenen Strafsachen beraten wurde, ob das fristgemäß 
geschah und ob die festgelegten Erziehungsmaßnahmen 
der Gesetzlichkeit entsprechen (§ 29 StGB). 
Insbesondere ist zu kontrollieren, ob die gesellschaft­
lichen Gerichte von ihrer Befugnis, Bürgern Geldbußen 
aufzuerlegen, richtig Gebrauch machen, und zwar ein­
mal unter dem Gesichtspunkt, daß die in § 29 StGB 
festgelegten Grenzen eingehalten werden, und zum an­
deren in bezug auf eine richtige tatbezogene Differen­
zierung innerhalb dieser Grenzen. Wichtig ist, daß bei 
Eigentumsvergehen (und auch bei Verfehlungen) in der 
Übergabeverfügung der verursachte Schaden genau an­
gegeben wird, weil in diesen Sachen eine Geldbuße bis 
zum dreifachen Wert des Schadens — höchstens bis 
150 Mark — auferlegt werden kann. „Verursachter 
Schaden“ im Sinne des § 29 StGB ist der Vermögens­
wert, gegen den sich das Eigentumsvergehen richtete. 
Das gilt auch beim Versuch und bei einer Wiedergut­
machung vor der Beratung des gesellschaftlichen Ge­
richts. Das heißt: Geldbuße kann auch dann auferlegt 
werden, wenn ein effektiver Schaden zum Zeitpunkt

der Aufdeckung der Straftat oder der Beratung nicht 
mehr besteht bzw. der Schaden von vornherein abge­
wendet werden konnte. Eflfese Tatsachen können natür­
lich bei der Entscheidung, ob überhaupt eine Geldbuße 
auferlegt werden soll, bzw. hinsichtlich ihrer Höhe eine 
Rolle spielen.

Nachträgliche Anklageerhebung
Nach der Entscheidung des gesellschaftlichen Gerichts 
können neue Tatsachen bekannt werden, die eine an­
dere Beurteilung der Tat erfordern als zum Zeitpunkt 
der Übergabe. Begründen diese Tatsachen eine erheb­
liche Gesellschaftswidrigkeit oder Gesellschaftsgefähr­
lichkeit, die, wenn sie vor der Übergabe der Sadie an 
ein gesellschaftliches Gericht bekannt gewesen wären, 
die Übergabe ausgeschlossen hätten, so kann der Staats­
anwalt innerhalb von sechs Monaten nach der Entschei­
dung des gesellschaftlichen Gerichts Anklage erheben 
(§ 14 Abs. 3 StPO). Nach Ablauf dieser Frist ist eine 
weitere Verfolgung der Straftat ausgeschlossen.
Bereits aus dem Wortlaut des Gesetzes ist ersiditlich, 
daß die nachträgliche Anklageerhebung durch den 
Staatsanwalt nicht zwingend vorgeschrieben ist. Sie 
wird immer nur in Ausnahmefällen anzuwenden sein, 
und zwar dann, wenn mit der Übergabe, Beratung und 
Entscheidung durch ein gesellschaftliches Gericht die 
sozialistische Gesetzlichkeit und wichtige Prinzipien 
des sozialistischen Strafrechts, wie z. B. die Gerechtig­
keit, erheblich verletzt wurden und aus diesem Grunde 
der Schutz unserer Gesellschaftsordnung, der Bürger 
und ihrer Rechte die Anwendung anderer Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit mittels des 
Strafverfahrens erfordern.
Gesetzliche Voraussetzung für eine Anklageerhebung 
gemäß § 14 Abs. 3 StPO ist neben der Frist von sechs 
Monaten nach Rechtsverbindlichkeit der Entscheidung 
des gesellschaftlichen Gerichts das n a c h ’ t r ä g l i c h e  
Vorbringen oder Bekanntwerden von Tatsachen, die 
die Schwere der Straftat e r h e b l i c h  beeinflussen. 
Es müssen solche Tatsachen oder Umstände objektiver 
oder subjektiver Natur sein, die im unmittelbaren Zu­
sammenhang mit der bereits durch das gesellschaft­
liche Gericht entschiedenen Straftat stehen. Sie kön­
nen sich beziehen auf den konkreten Umfang des Scha­
dens, die Auswirkungen und Folgen der Tat, die Art 
und Weise der Begehung, die Art und Schwere der 
Schuld des Täters, wie beispielsweise das nachträgliche 
Bekanntwerden rückfallbegründender oder sonstiger 
strafverschärfender Umstände, ein vorsätzliches Han­
deln des Täters, wenn die Abgabe auf Grund einer 
geringfügigen fahrlässigen Schuld erfolgte, u. ä. Tat­
sachen. Fehler und Mängel in der Arbeitsweise des 
Untersuchungsorgans oder des Staatsanwalts bei der 
Einschätzung der Schwere der Tat und ihrer Folgen 
oder bei der Art und Schwere der Schuld erfüllen 
n i c h t  die gesetzlichen Voraussetzungen für eine An­
klageerhebung nach § 14 Abs. 3 StPO, und zwar auch 
dann nicht, wenn sie erst nachträglich festgestellt wer­
den3.

Aufgaben bei Beratungen wegen anderer 
Rechtsverletzungen
Die für Strafsachen aufgestellten Grundsätze gelten 
sinngemäß für alle von den gesellschaftlichen Gerich­
ten durchzuführenden Beratungen wegen anderer 
Rechtsverletzungen. Das sind Beratungen über Verfeh­
lungen, Ordnungswidrigkeiten, Verletzungen der Schul­
pflicht, arbeitsscheues Verhalten. Diese Gruppe von 
Verfahren dient ebenfalls dem Ziel, durch gesellschaft-

3 vgl. Winkelbauer, Anklageerhebung nach Entscheidung ge- 
scllschärtlicher Rechtspflegeorgane", NJ 1967 S. 635.
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